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E/?erp/efr/ec/en; Hä/f der Sc/im/ng?
Trotz des angebrochenen
Energiefriedens zwischen
Bund und Umweltorganisa-
tionen, sind noch nicht alle
Konflikte ausgeräumt. Das
Aktionsprogramm «Energie
2000» sorgt zwar für neuen
Wind in der bundesrätli-
chen Energiepolitik. Damit
der Schwung aber auch 10
Jahre durchhält muss nach
Ansicht der SES neben C02
auch die Atomenergie be-
steuert werden. Und die
1 Oprozentige teistungerhö-
hung der bestehenden
AKWs, die die Elektrizitäts-
Wirtschaft plant, könnte
den jungen Energiefrieden
platzen lassen.

Ein erster grosser Schritt zur Aen-
derung der schweizerischen Ener-
giepolitik ist mit dem Aktionspro-
gramm «Energie 2000» des
Bundesrates getan. Die Abstim-
mungsergebnisse vom 23. Septem-
ber 1990 haben es deutlich gefor-
dert: Energiesparen, Innovation
fördern, Nuklearstopp und über AI-
ternativen nachdenken. Die grosse
Veränderung besteht darin, dass
zum erstenmal mutig ein quantifi-
zierbares (und damit jährlich über-
prüfbares) Ziel, die Stabilisierung
des Energieverbrauches bis zum
Jahr 2000, verlangt und in einer
Koalition aller Bundesratsparteien
auch unterstützt wurde. Damit ist
auch eine neue Verhandlungs-
Plattform geschaffen. Bundesrat,
Energiewirtschaft, die Umwelt-
und Konsumentenorganisationen
verhandeln als gleichwertige Part-
nerlnnen im Rahmen des Energie-
friedens. Der Stilwechsel ist allent-
halben - nicht nur in den Medien -
sichtbar und spürbar geworden. Für
unsere alten Aktivistinnen, die
Kämpferinnen der ersten Stunde
für eine bessere Energiezukunft,
mag diese Veränderung fast un-
glaubwürdig erscheinen. Wir halten
den Energiefrieden nicht für ein
leichtfertiges Lippenbekenntnis,
sondern für eine allseitige Ver-
pflichtung, die gesteckten Ziele mit
allen guten Mitteln zu erreichen. Die

nun gewählten Aktionsgruppen und
ihre Manager bieten Gewähr, dass
im Energiesparen, im Fördern der
alternativen Energie und auch im
Privatverkehr neuer Wind wehen
wird.

Neben CO2 auch
Atomstrom besteuern!

Die Mittel für die Organisation -
Personal, Geld, Beauftragte Pro-
jektleiter- sind jetzt weitgehend be-
stellt, Bundesrat und Parlament
müssen sie aber noch beschliessen
und freigeben. Der Startschuss von
«Energie 2000» im Februar 1991
und die Präsentation der Führungs-
mannschaft im Juli 1991 garan-
tieren allein aber noch nicht, dass
der Schwung der ersten Stunde 10
Jahre durchhält. Die weiteren Mittel
für den notwendigen Investi-
tionsplan sind noch nicht gespro-
chen: nicht nur die fossilen Ener-
gieträger müssen - wie vom
Bundesrat erwogen - mit einer min-
destens 22%-C02-Abgabe bela-
stet werden und damit für ihre
Umweltbelastung selber aufkom-
men; die elektrische Energie, min-
destens aber die Nuklearenergie,
muss analog belastet werden, da-

Jetzt läuft das energiepolitische
Schwungrad...

mit nicht ein unerwünschter
Substitutionsdruck vom mit Abga-
ben verteuerten Oel und Gas auf die
unbesteuerte «billige» Elektrizität
entsteht. Das Konzept einer
allgemeinen Ressourcenbesteue-
rung auf allen Energieträgern und
allen Schadstoffemittenten muss
von den drei betroffenen Departe-
menten Cotti, Stich und Ogi zügig
vorangetrieben werden. Mit den Er-
trägen der Abgaben von insgesamt
etwa 3 Milliarden Franken pro Jahr
können nicht nur die internationalen
Verpflichtungen der Schweiz im
Umweltbereich und die Forschung
und Entwicklung im Energiebereich,
sondern auch der öffentliche Ver-
kehr sowie gezielte Investitionen in
Richtung erneuerbarer Energiepro-
duktion und effizienter Energienut-
zung gefördert werden. Damit blie-
ben immer noch etwa 1 Milliarde
Franken pro Jahr für die Entlastung
der Bundeskasse und damit auch
für die Senkung der Steuerbela-
stung von Privaten und Betrieben.
Der Einsatz der drei wirkungsvoll-
sten marktwirtschaftlichen Mittel
(Tarife, Abgaben und Investitions-
förderung) muss die gesetzlichen
Möglichkeiten des neuen Energie-
nutzungsbeschlusses, der erst die
technischen Vorschriften abdecken
kann, ergänzen und verstärken.

Doppelter Lenkungseffekt

Die finanzielle Belastung der Ener-
gieträger fördert Sparinvestitionen;
die Vergünstigung dieser Anlagen
mit Investitionsbeiträgen ergibt ei-
nen doppelten Lenkungseffekt zur
Beschleunigung der Entlastung un-
serer strapazierten Umwelt. Die
dringende Harmonisierung der
noch nicht marktgerechten Tarife
für alle leitungsgebundenen Ener-
gieträger (Elektrizität, Gas, Fern-
wärme) nach den Empfehlungen
des EVED aus dem Jahr 1988
schafft nötige Anreize, damit auch
hier mittelfristig leichter in energie-
sparende Anlagen investiert wer-
den kann. Erst damit werden die La-
sten gerecht verteilt: Der Sparsame
wird belohnt, der Verschwender
wird belastet. Wer richtig investiert,
hat nachher geringere Gesamtko-
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sten aus Zins und Energie als vor-
her. »

Die technischen Vorschriften des
seit dem 1. Mai 1991 in Kraft gesetz-
ten Energienutzungsbeschlusses
und seiner kommenden Energie-
nutzungsverordnung werden ener-
getisch schlechte Geräte und Fahr-
zeuge baldmöglichst vom Markt
verdrängen: Der veraltete Kühl-
schrank, der überdimensionierte
Elektromotor, der übergewichtige
4-Rad-Personenwagen, die alle-
samt zwei- oder dreimal soviel
Energie verbrauchen wie die heute
erhältlichen marktbesten Geräte.
Die Durchsetzung dieser Vorschrif-
ten wird kleine und grosse Energie-
konsumenten von komplizierten
Martuntersuchungen entlasten und
die Innovation der Wirtschaft für die
Lancierung besser Qualitätspro-
dukte beflügeln. Die Erfahrung im
Luftreinhaltebereich, bei Kesseln
und Warmwasserspeichern, etc.
zeigt, dass mit technischen Vor-
schritten die Marktentwicklung in
die richtige Richtung gelenkt und
wesentlich beschleunigt werden
kann.

Die Ausgangsposition für die erneu-
erbaren Energien im Elektrizitäts-
und Wärmebereich sind klar: tech-
nische und wirtschaftliche Förder-
massnahmen müssen ihre unbe-
strittenen ökologischen Vorteile
marktwirksam machen. Die noch
unbezahlten externen Kosten müs-
sen den fossilen und nuklearen
Energien mittels Abgaben aufgela-
den und damit die sauberen erneu-
erbaren Energien entlastet werden.
Auf diese Art kann eine komplette
einheimische Fotovoltaikproduk-
tion mit Zellen, Elektronik und sola-
ren Leichtfahrzeugen rascher auf-
gebaut werden. Die international
führende Position der Schweiz in
diesem Technologiebereich kann
sich so günstig weiterentfalten. Der
Marktdurchbruch der Technologien
für die Nutzung der erneuerbaren
Energiequellen ist erst durch Se-
rienfabrikation möglich. Der Start
dazu ist heute vorbereitet.

Konflikte: neue
Lösungsmögiichkeiten

Nicht alle alten Konfliktthemen im
Energiebereich haben sich nach

Erste Konferenz zur Nachsorge
radioaktiver Abfälle
Im Rahmen der neuen Ansätze zu einer Entspannung der Energiepolitik
in der Schweiz ist auch das «Back end» des radioaktiven Stoffflusses
miteinzubeziehen, die radioaktiven Abfälle. Wissenschaftlich und ge-
seilschaftlich werden sie Unbestrittenermassen als Problem von gros-
ser Tragweite wahrgenommen. So befasst sich denn auch das Aktions-
Programm «Energie 2000» des Bundesrats mit «Lösungen für
Entsorgung KKW» (Uebersichtsplqn, EVED, Februar 1991). Gerade
auch beim «Back end» der AKW-Problematik sind Schritte in Richtung
einer Entspannung(«Energiefrieden») dirngend nötig. Mit einer «natio-
naien Konferenz» soll - auf Anregung der SES - erstmals in der Schweiz
der Versuch einer breiten Auslegeordnung der Frage der radioaktiven
Abfälle unternommen werden. Dabei «bedeutet Energiefrieden nicht
einheitliche Meinungen aller Teilnehmer zu allen Fragen der Energie-
Politik, wohl aber Gesprächsbere/'fschaft», wie es im «Aktionsprogramm»
formuliert ist (s. 13). Gemeinsamkeiten und Differenzen sind herauszu-
schälen. Deren Bewertung und Lösungsvorschläge sind zu erarbeiten.
Diese Ueberlegungen dienen einerseits der sachlichen Situierung der
verschiedenen Ansätze und der Planung des weiteren Vorgehens, an-
derseits der Schaffung eines verbesserten Klimas unter den politischen
Meinungsgruppen.

Halten wir fest, um Unklarheiten zu vermeiden: «Energiefrieden», das
heisst, die Suche nach gemeinsamen Nennern für eine zukunftsgerich-
tete Energiepolitik, steht nur deshalb auf dem politischen Tapet, weil
das Volk am 23.9.90 den zehnjährigen AKW-Baustopp beschlossen hat,
also den ersten Schritt zu einem Ausstieg aus der Atomenergie. Und
genau vor diesem Hintergrund - und m/rvor diesem - sind etwaige Ver-
handiungen zu führen. Aber: Ein solches erstes Treffen kann noch nicht
d/'e Lösung auf den Tisch bringen, es soll jedoch die Gelegenheit geben,
den Anfang eines Prozesses auf der gemeinsamen Suche nach «Lösun-

arproblematik, zum Umweltver-
schleiss und zum internationalen
Kontext harren der Lösung im Rah-
men der 10-jährigen Denkpause.
Mit neuen Methoden des Ge-
sprächs, in einem Forum mit guter
Vorbereitung und Moderation, mit
kompetenten Verhandlungsdelega-
tionen, die konfliktfähig zusammen-
arbeiten können, werden neue Ver-
einbarungen ausgehandelt werden
kônnén. Bisher sind drei Themen
identifiziert und angesprochen wor-
den: die Atommülllagerung wird in
einer ersten Gesprächsrunde be-
reits im Spätherbst 1991 mit den
Konfliktpartnern vorbereitet und soll
im nächsten Jahr in einer weiteren
Runde der Konsensfindung be-
arbeitet werden. Die Belastung
der Alpengebiete mit neuen
Wasserkraftwerken und zusätz-
liehen Hochspannungsübertra-
gungsleitungen soll nach dem Aus-
gang der Abstimmung über die
Gewässerschutzinitiative auf brei-
ter Ebene angegangen werden, um
die bisherige langwierige Einzelab-
Schlachtung jedes Projektes vor

gen» zu markieren. Thomas Flüeler

der Abstimmung wie Zucker im
warmen Wasser aufgelöst:
Grundsätzliche Themen zur Nukle-

.und es darf nicht mehr zum
Stillstand kommen.

ENERGIE + UMWELT 3/91 7



Zeitplan energiepolitischer Geschäfte Stand 11. Juni 1991

Geschäfte

Energienutzungsbeschluss

(ENB)

Energienutzungsverordnung

Energiegesetz (Ablösung ENB

spätestens 1.1.1999)

Kernenergiegesetz

(Vorbehalt Teilrevision Atom-

gesetz betr. Entsorgung)

1990

2. RAT

+

1990

1991

1. Mai

1991

1992

1992

1993

l.RAT

1994

+
Y

1995 1996

2. RAT

1993

Bundesrat

Verwaltung
Vernehmlassung

Differenzbereinigung
Fakultatives Referendum

l.RAT 2. RAT

1994

mm. Miiiw i

1995 1996

Tabelle: Zeitplan energiepolitischer Geschäfte (Quelle: Bundesamt für Energiewirtschaft, 11.Juni 1991)

Bundesgericht zu überwinden. Die
Problematik der Stellung der
Schweiz in einem Energieeuropa
mit Energieimporten und -exporten,
mit zwingenden EG-Vorschriften
etc. muss in einer dritten Konfliktlö-
sungsgruppe angegangen werden.
Der Weg liegt vor uns.

Es besteht eine grosse Chance, mit
neuen Gesprächsformen an Kon-
flikte gesellschaftlicher Dimension
heranzugehen, statt sie wie bisher
zu verheimlichen, zu verniedlichen
und die Konfliktparteien zu ver-
ketzern. In diesen Konfliktthemen
stecken naturgemäss auch Fussan-
geln, wie z.B. die früher von der
Elektrizitätswirtschaft geplante
10%-Leistungserhöhung der AKW,
die den jungen Energiefrieden plat-
zen lassen kann.

Die für 1992 anstehende Erneue-
rung der Betriebsbewilligung für
das alte AKW Mühleberg in der Nä-
he von Bern kann zum Testfall der
neuen Energiepolitik werden: Ohne
konkrete Alternativen für seine Ab-
lösung z.B. mit Gas-Wärmekraft-
kopplung werden mit grosser
Wahrscheinlichkeit starke regiona-
le Konflikte ausgelöst. Der Bundes-
rat als politische Entscheidungsin-
stanz wird gut daran tun, die
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geforderte Leistungserhöhung der
sicherheitstechnisch überholten
Altanlage zu verweigern und den
Betrieb höchstens für eine Ablö-
sungsfrist von 10 Jahren zu geneh-
migen. «Energie 2000», sein Erfolg
und Misserfolg, wird nicht zuletzt
vom Entstehen einer neuen Kon-
fliktkultur abhängen.

Energie 2001

Die wichtigste Aufgabe der Umwelt-
Organisationen ist die langfristige
Ueberwachung im Zusammenhang
mit allen vom Menschen verur-
sachten Belastungen unseres
ganzen Planeten. Unsere konkrete
Aufgabe im Aktionsprogramm
«Energie 2000» erschöpft sich
demnach noch nicht mit dertatkräf-
tigen Unterstützung des Pro-
gramms, der Mitarbeit in allen Ak-
tions- und Konfliktlösungsgruppen,
mit eigenen Projekten wie «Ener-
giestadt» des WWF und «Energie-
kennzahl» der SES, etc. Unsere
vornehmste Aufgabe besteht darin,
ständig nach den Jahren danach
(nach 2000), zu fragen und zu über-
legen, ob die eingeleiteten Entwick-
lungen stimmen, ob sie genügen,
ob sie unerwünschte Nebenwirkun-

gen haben und ob sie nicht allen-
falls sogar- angesichts bedrohlicher
Verschlechterungen der Umwelt -
verstärkt werden müssen.

Wir gehen heute davon aus, dass
wir nach 2000 eine solide antinu-
kleare Bewegung in der ganzen Be-
völkerung haben, dass wir die AI-
pentäler nicht mehr weiter mit
Grosskraftwerken zubauen und die
Städte nicht mehr weiter mit Auto-
abgasen versmogen wollen. Die
jetzt eingeleitete Nachfrage-
Stabilisierung aller Energieträger
wird noch nicht genügen, die in-
ternational gesteckten C02-Entla-
stungsziele und den nuklearen Aus-
stieg zeitgerecht zu schaffen. Damit
ist die «Entschwendungskampa-
gne» für Europa erst im Anrollen:
Noch immer ist die gesparte Ener-
gie die billigste und auch die
umweltverträglichste Energie, und
beim rohstoffarmen Land Schweiz
die wichtigste Energiequelle, die
uns bleibt. Das wird uns nicht aus
der Verpflichtung entlassen, gera-
de im internationalen Kontext unse-
ren Lebensstil im Sinne einer neuen
Bescheidenheit* längerfristig zu
überprüfen.

Diese berechtigten langfristigen
Zukunftssorgen und ökologischen



Beitrag der UmWeltorganisationen
zu Energie 2000
SES

- Koordination der Umweltorga-
nisationen im Energiebereich
- Stromreport: Wegweisende Bei-
spiele für rationelle Strom-Nut-
zung
- Sondernummer Haushaitgerä-
te: Energieverbrauch
- Seit 1989 zusammen mit WWF:
Projekt Energiestadt: Beratung
an Gemeindebehörden. 1991/92
Ausweitung auf Romandie mit
Unterstützung des BEW geplant
- Seit 1991 Aufbau des Energie-
Netzwerks: Info-Drehscheibe für
Pers. u. Gruppen, welche auf Ge-
meindeebene aktiv sind / werden
möchten
- Ende 91 Aktion «Berechnen
eigene E-Kennzahl Wohnen und
Arbeitsplatz»

WWF

- Seit 1989 Projekt «Energie-
Stadt» zusammen mit SES
- Laufend Information und Ani-
mation zu den Themen Treibhaus
/ CO2 und Gewässerschutz

SGU

- Studie «Treibhauseffekt und
Treibhausgas-Verminderung»
- Wanderausstellung zur Klima-
und Luftproblematik
- Wanderausstellung zum Ge-
wässerschutz
- Sammlung zur Sanierung des
Kraftwerks Muranzina als Alter-
native zur Nutzung des Rom-
bachs (Münstertal)
- Aktivitäten zum Gewässer-
schütz

VCS

- Neuauflage der Auto-Umweltli-
ste
- Gesamte Verbandspolitik zielt
auf Energiesparen im Verkehrs-
bereich, Förderung des öV, Verla-

gerung der Güter auf die Schiene,
Verminderung des Flugverkehrs,
Ökobonus usw.

SBN

- Photovoltaik-Anlagen in den
Gebäuden in den SBN-Schutzge-
bieten
- Gewässerschutz

NFS

- laufend Gespräche mit Umwelt-
verbänden, Verwaltung und Wirt-
schaft über marktwirtschaftliche
Instrumente (C02-Abgabe,
Schwerverkehrsabgabe, Ökobo-
nus usw.)

SOFAS

- Photovoitaik-Umsetzungspro-
g ramm
- SOFAS-Kurse
- Richtlinien für den Bau von Kol-
lektor-Anlagen
- Solarhaus-Broschüre

SSES

- Solar '91

- Verbandspoiitik: Förderung
aller neuen erneuerbaren Ener-
gien und Energiesparen

NWA

- Konzeptarbeiten im Rahmen der
Sonnenenergie- und Energie-
spar-lnitiative

Gemeinsam
- verschiedene Umweltverbände
und Hilfswerke planen gemein-
sam eine auf individuelle Verhal-
tensänderung zielende Aktion
«C02-Nullbilanz» mit den Ele-
menten Selbstdeklaration, frei-
willige Energieabgabe und C02-
Minderungsmassnahmen im In-
und Ausland.

Anliegen aller Umweltorganisatio-
nen und vieler Konsumentinnen
werden den Energiefrieden nicht
gefährden. Sie müssen offen auf
den Tisch gelegt und mit den ande-
ren Teilnehmern von «Energie
2000» gemeinsam ausdiskutiert
werden. Die längerfristige Denkwei-
se der Umweltorganisationen hin-
dert uns aber keineswegs daran,

hier und jetzt die nächsten 10 Jahre
Energiepolitik aktiv mitzugestalten
und «Energie 2000» auf allen Ebe-
nen tatkräftig zu unterstützen

Conrad l/. ßrunner*

Conrad U. Brunner ist Präsident der Schwei-
zerischen Energie-Stiftung SES.

Licht und Schatten, Erfolg oder
Misserfolg von «Energie 2000».
Nutzen wir den Schwung.
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